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Vorratsdatenspeicherung

Nur mit Anlass
Bundesjustizminister Heiko
Maas (SPD) betont seit Wo-
chen, dass der neue Gesetz-
entwurf zur Vorratsdaten-
speicherung allen rechtlichen
Vorgaben entspricht – inter-
ne Dokumente lassen aller-
dings daran zweifeln. Da-
nach könnte es sein, dass der

Entwurf nicht im Einklang
mit einem Urteil des Euro-
päischen Gerichtshofs
(EuGH) steht, mit dem die
EU-Richtlinie zur Vorrats -
datenspeicherung im April
2014 für ungültig erklärt wur-
de. Das Urteil der Luxembur-
ger Richter sei so weitrei-
chend, dass man womöglich
allenfalls noch „eine Art an-
lassbezogener“ Speicherung

von Telekommunikationsda-
ten, etwa „für einen be-
stimmten Personenkreis“,
vorsehen könne, schrieb ein
Referatsleiter aus dem Minis-
terium nach dem Urteil.
Ähnlich lautete die Einschät-
zung in einer neunseitigen
Vorlage für Maas drei Wo-
chen später: Nach dem
EuGH-Urteil müsse es wohl
einen Zusammenhang zwi-

schen den zu speichernden
Daten und einer „Bedrohung
der öffentlichen Sicherheit“
geben. Die von Maas geplan-
te Vorratsdatenspeicherung
ist jedoch keineswegs „an-
lassbezogen“ oder auf be-
stimmte Personen beschränkt;
vielmehr sollen die Telekom-
munikationsdaten aller Bür-
ger für bis zu zehn Wochen
gespeichert werden. hip, wow

Verteidigung

Waffen für die Welt
Der Bund wollte Rüstungsexporte deutlich beschränken – nun sind sie auf Rekordkurs.

Die Bundesregierung hat zwischen Januar und Ende Juni
2015 deutlich mehr Rüstungsexporte genehmigt als im Vor-
jahreszeitraum. Dies geht aus einer parlamentarischen Anfra-
ge des Linken-Abgeordneten Jan van Aken hervor. Dem-
nach ist der Wert der sogenannten Einzelgenehmigungen um
rund 50 Prozent auf nun 3,31 Milliarden Euro gestiegen.
Rechnet man die Sammelausfuhrgenehmigungen hinzu, zu-
meist Kooperationen mit Nato-Partnern, ergibt sich ein Ge-
samtwert von insgesamt 6,35 Milliarden Euro. Damit hat
Bundeswirtschaftsminister Sigmar Gabriel (SPD) bereits in
den ersten sechs Monaten des Jahres Ausfuhren in einer

Höhe genehmigt wie fast im gesamten Jahr 2014. Bewilligt
wurden unter anderem die Lieferung von 12 Spürpanzern
„Fuchs“ nach Kuwait, vier Tankflugzeugen an Großbritan-
nien und einem U-Boot der „Dolphin“-Klasse an Israel. Be-
sonders drastisch fiel der Anstieg der Exporte in die arabi-
schen Staaten und nach Nordafrika aus. Hier hat sich die
Summe von 219 auf 587 Millionen Euro mehr als verdoppelt.
„Das sind dramatische Zahlen, die vor allem für Sigmar Ga-
briel hochnotpeinlich sind“, sagt van Aken. Der SPD-Chef
hatte zu Beginn seiner Amtszeit angekündigt, die Rüstungs-
exporte deutlich zu beschränken. gor

U-Boot der „Dolphin“-Klasse im 
Hafen von Haifa in Israel


